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Hallo du!

DAS 
WICHTIGSTE 
ZUERST
Alle Menschen, dazu gehörst auch du, verdie-
nen Respekt und Wertschätzung, unabhängig 
davon, wo wir geboren wurden, wie viel wir be-
sitzen, woran wir glauben oder wie wir denken.

Egal ob wir uns mit unseren Füßen oder mit einem 
Rollstuhl fortbewegen. Unabhängig davon, mit 
welchem Geschlecht wir uns identifi zieren, wen 
wir lieben, ob wir Rassismus erfahren oder ob 
wir als weiße Menschen privilegiert werden. 
Auch egal wie alt wir sind, unser aller Leben ist 
wertvoll und wir verdienen es, ein erfülltes 
Leben zu führen. 

Die von den Ländern zu treffenden Schutzmaß-
nahmen sind in einer Reihe von Dokumenten 
niederge schrieben und bilden das, was wir 
Menschenrechte nennen. Sie bestehen aus einer 
Erklärung und einer Vielzahl von Verträgen und 
Vereinbarungen, die festlegen, was respektiert 
und geschützt werden muss. 

Es gibt viele verschiedene Rechte und diese sind 
so miteinander verbunden, dass ein Recht nicht 
ohne die anderen existieren kann: Es nützt nichts, 
wenn du wählen darfst, aber keinen Zugang 
zu Wohnraum oder Strom hast. Oder wenn du 
dich frei bewegen und mit anderen Menschen 
zusammen kommen darfst, aber wegen deiner 
sexuellen Orientierung diskriminiert wirst. All 
dies ist Teil der Menschenrechte und muss beach-
tet werden. Darüber hinaus gibt es Institutionen, 
die die Einhaltung überprüfen und bewachen. 

Dass wir Menschenrechte besitzen, ist sehr wich-
tig, denn es bedeutet, dass Menschen, die unter 
einem Mangel an Rechten leiden, diese einfor-
dern können, und dass jene, die sie verletzen, zur 
Verantwortung und gesetzlich zur Rechenschaft 
gezogen werden können.
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ANMERKUNG DER ÜBERSETZUNG
In dieser Übersetzung wird an einigen Stellen die Rede von Frau/Frauen und Mann/Männer sein. 
Damit sind alle Personen gemeint, die sich unter diesem Kon strukt einordnen. Auch werdet ihr sehen, 
dass sich zwischen manchen Wörtern ein * befi ndet, z. B. bei Migrant*innen oder Bäuerinnen*Bauern. 
Das Sternchen ist ein Zeichen der gender gerechten Sprache und wird benutzt, um auf (a)geschlechtliche 
Identitäten aufmerksam zu machen, die jenseits der Unterteilung in Frau und Mann existieren.
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Im Jahr 1948 haben sich viele Erwachsene aus verschiedenen 
Ländern zusammengesetzt, um etwas sehr Wichtiges zu machen. 
Sie haben gemeinsam eine besondere Liste von Regeln erstellt, 
die für alle Menschen auf der Welt gelten sollen. Diese Liste nennt 
man die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Sie ist eine 
Anleitung dafür, wie alle Menschen miteinander umgehen sollen, 
damit es ihnen immer gut geht.

Eleanor Roosevelt (VEREINIGTE STAATEN)
Eleanor Roosevelt (1884–1962) war eine sehr kluge Frau und sie 
hat eine wichtige Rolle dabei gespielt, diese Liste von Regeln zu 
erstellen, die für alle Menschen auf der Welt gelten sollen. Sie war 
die Leiterin einer Gruppe von Personen, die das gemacht haben. 
Als die Liste fertig war, sagte sie etwas sehr Bedeutendes. 

Sie sagte damals: „In den kleinen Orten, die so klein sind, dass sie 
auf keiner Weltkarte zu sehen sind, in der Nachbarschaft, in der Sie 
wohnen, in der Schule oder Universität, in der Sie studieren, in der 
Fabrik, auf dem Bauernhof oder im Büro, wo Sie arbeiten. Das sind 
die Orte, an denen jeder Mensch gleiche Gerechtigkeit, gleiche 
Chancen, gleiche Würde ohne Diskriminierung anstrebt. Wenn 
diese Rechte dort keine Bedeutung haben, werden sie auch an-
derswo wenig bedeuten. Ohne eine abgestimmte Bürger*innen-
initiative zur Durchsetzung dieser Ziele in ihrer unmittelbaren 
Umgebung würden wir vergeblich auf Fortschritte in der 
Welt warten.“
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Im Laufe der Zeit stellte sich heraus, dass die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte unvollständig war, weshalb 
weitere Rechte hinzugefügt sowie Abkommen und Normen 
vereinbart wurden, um sie wirksam zu machen. Heute exis­
tiert eine große Anzahl von Verträgen, die gemeinsam den 
Schutz der Menschen zum Ziel haben.

ZWEITE GENERATION
Hier handelt es sich um wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte, die das 
Recht auf Zugang zu ausreichenden 
materiellen und kulturellen Gütern 
anerkennen. Es geht zum Beispiel 
um das Recht auf Nahrung, Arbeit, 
Wohnung, Wasser, Bildung und 
Gesundheit.

DRITTE GENERATION
Hier handelt es sich um kollektive 
Rechte. Sie sind also nicht für einzelne 
Menschen, sondern beziehen sich auf 
Gruppen. Beispiele sind das Recht auf 
eine gesunde Umwelt, auf Frieden und 
auf die Selbstbestimmung aller Leben.

ERSTE GENERATION
Dabei handelt es sich um bürger-
liche und politische Rechte, 
wie das Wahlrecht, die 
Meinungs-, Versamm lungs- 
und Vereinigungsfreiheit.
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1948 
ALLGEMEINE ERKLÄRUNG 
DER MENSCHENRECHTE

1966
INTERNATIONALES ABKOMMEN 
ÜBER WIRTSCHAFTLICHE, SOZIALE 
UND KULTURELLE RECHTE

1972
ABKOMMEN ZUM SCHUTZ DES 
WELTKULTUR- UND NATURERBES

1978
AMERIKANISCHE 
MENSCHENRECHTS-
KONVENTION

1979
ABKOMMEN ÜBER DIE BESEITIGUNG ALLER 
FORMEN DER DISKRIMINIERUNG VON FRAUEN

2006
INTERNATIONALES ABKOMMEN 
ÜBER DIE RECHTE VON MENSCHEN 
MIT BEHINDERUNGEN

2008
PROTOKOLL ZUM 
INTERNATIONALEN 
PAKET ÜBER WIRT-
SCHAFTLICHE, SOZIALE 
UND KULTURELLE 
RECHTE

2015
GEMEINSAME ERKLÄRUNG VON ZWÖLF EINRICHTUNGEN DER 
VEREINTEN NATIONEN ZUR BEENDIGUNG DER VERLETZUNG DER 
RECHTE VON LESBEN, SCHWULEN, BISEXUELLEN, TRANS- UND 
INTERGESCHLECHTLICHEN MENSCHEN

2000
EINFÜHRUNG DER 
ERD-CHARTA
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1948
ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE ORGANISATION 
INTERNATIONALE ARBEITSNORMEN ÜBER 
DIE VEREINIGUNGSFREIHEIT UND DIE 
KOALITIONSRECHTE

1951
GENFER ABKOMMEN UND 
GEFLÜCHTETENSTATUS

1957
ABKOMMEN ZUR 
ABSCHAFFUNG 
DER ZWANGSARBEIT

1961
SOZIALER BRIEF 
EUROPEA

1966
INTERNATIONALES ABKOMMEN 
DER BÜRGERLICHEN UND POLI-
TISCHEN RECHTE

1966
INTERNATIONALES ABKOMMEN 
ÜBER WIRTSCHAFTLICHE, SOZIALE 
UND KULTURELLE RECHTE

1997
ERKLÄRUNG ZU DEN RECHTEN 
ORTSGEBUNDENER 
GEMEINSCHAFTEN1

1997
KYOTO-PROTOKOLL 
(ZUM KLIMAWANDEL)

1998
ENTSTEHUNG UND SATZUNG 
DES INTERNATIONALEN 
STRAFGERICHTSHOFS

1999
ÜBEREINKOMMEN ZUR BESEI-
TIGUNG DER SCHLIMMSTEN 
FORMEN VON KINDERARBEIT

1989
ABKOMMEN ÜBER DIE RECHTE 
DES KINDES

1 ANMERKUNG DER ÜBERSETZUNG: 
In diesem Buch bevorzuge ich den Begriff 
„ortsgebundene Gemeinschaften“ anstelle 
von „indigene Völker“.
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Viele Menschen glauben, dass die Menschenrechte im westlichen Teil der Welt im Jahr 1948 – das ist 
das Jahr, in dem sie ausgerufen wurden – entstanden sind, doch gab es schon lange vorher auch 
andere Länder und Regierungsformen, die die Menschenrechte respektierten.

DER ZYLINDER VON KYROS
Einer der ersten Versuche, so etwas wie Menschen-
rechte zu verfassen, stammt aus dem Jahr 539 v. Chr. 
Die Armee von Kyros II. dem Großen eroberte Babylon 
und wurde König des alten Persiens. Als König befreite 
er versklavte Menschen (siehe Glossar) und erklärte 
das Recht aller Menschen auf freie Religionswahl und 
die Gleichheit der Menschen unabhängig von der 
eigenen durch Diskriminierung geschaffenen Position. 
Sein Schwur wurde in einen Tonzylinder eingraviert.

DER IROKESENBUND
Der Bund wurde durch den Zusammenschluss von fünf ortsgebundenen 
Gemeinschaften (Mohawk, Oneida, Onondaga, Cayuga und Seneca) 
gegründet. 1772 kam eine sechste Gruppe, die Tuscarora, hinzu, die 
ebenfalls gewisse Rechte anerkannte. Die Irokesen bewohnten die 
heutigen Bundesstaaten New York, Pennsylvania und einen Teil von 
Kanada. Einige Geschichtsforscher*innen datieren die Gründung dieser 
Vereinigung auf das 15. Jahrhundert, obwohl archäologische Funde für 
einen früheren Zeitpunkt sprechen.
Im Irokesenbund galt das aktive Wahlrecht ohne Unterschied hinsicht-
lich Geschlecht oder Herkunft. Auch Personen, die sich in den von der 
Vereinigung beherrschten Gebieten aufhielten, hatten das Wahlrecht. 

Frauen hatten ihre eigenen Rituale. Sie bewirtschafteten das Land und 
arbeiteten als Landwirt*innen, Viehzüchter*innen oder Händler*innen. 
Sie konnten in Schlachten kämpfen und sie entschieden, ob sie sich 
scheiden lassen wollten oder nicht.

Die Ältestenräte mussten in der Lage sein, Kritik zu ertragen und ihre 
Aufgaben mit Geduld zu erfüllen. Bei ihren Entscheidungen mussten sie 
berücksichtigen, was für die noch lebenden Menschen und auch für die 
künftigen Generationen gut war.
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DER PAKT DER TÜCHTIGEN 
(HILF AL-FUDÛL)
Dieser Bund wurde um 590 n. Chr. 
von zahlreichen arabischen Stämmen 
geschlossen und besagt, dass die 
Gerechtigkeit und die Unterstützung 
der Unterdrückten über allen ande-
ren Überlegungen zu Verwandtschaft 
oder Macht stehen.

UNABHÄNGIGKEITSERKLÄRUNG DER VEREINIGTEN STAATEN 
VON 1776 UND ERKLÄRUNG DER RECHTE DES MENSCHEN UND 
DES BÜRGERRECHTS VOM 26. AUGUST 1789
Es wird oft behauptet, dass die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte zwei Mütter hat. Die erste ist die 
Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten aus 
dem Jahr 1776. Sie besagt, dass alle Menschen gleich 
geschaffen sind und bestimmte Rechte haben wie Leben, 
Freiheit und das Streben nach Glück. Die zweite ist die 
Erklärung der Menschen- und Bürger*innenrechte von 
1789, die aus der Französischen Revolution hervorge-
gangen ist. Hier wird erklärt, dass die Menschen frei und 
gleich geboren sind und Rechte haben, wie z. B. das 
Recht, sich zu versammeln, sich zu vereinigen und 
sich frei zu äußern. 

Diese beiden Erklärungen waren ein großer Schritt zur 
Eindämmung der damaligen Gewaltherrschaft und des 
Obrigkeitsdenkens in den Königreichen. Sie ließen 
jedoch Frauen, versklavte Menschen und andere Personen 
außen vor, die nicht über Eigentum, Bildung oder ein 
ausreichendes Einkommen verfügten. 

In den Vereinigten Staaten wurde die Versklavung 
Schwarzer2 Menschen erst 1865 schriftlich abgeschafft 
und das Wahlrecht für Frauen erst 1920 eingeführt. 
In Frankreich war die Versklavung trotz der 1789 
verkündeten Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 
bis 1848 in den französischen Kolonien erlaubt. Das 
Frauenwahlrecht wurde erst 1945 eingeführt.

2  ANMERKUNG DER ÜBERSETZUNG:
Schwarz und Weiß sind keine Hautfarben, sondern eine soziale und politische 
Zuschreibung. Die Selbstbezeichnung Schwarz ist eine Form der Selbstermächti-
gung von Menschen, die Rassismus erleben, und wird deshalb groß geschrieben. 
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ALLGEMEINE 
ERKLÄRUNG 
DER MENSCHEN-
RECHTE 
(AEMR, 1948)
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ALLGEMEINE 
ERKLÄRUNG 
DER MENSCHEN-
RECHTE 
(AEMR, 1948)

Nach dem Zweiten Weltkrieg stand die Gesell­
schaft unter Schock. Millionen von Menschen waren 
getötet und Gebiete verwüstet worden. Das Gräuel 
der Shoah, also der Völkermord an Juden*Jüdinnen, 
Sinti*zze und Rom*nja und anderen Menschen, 
die politische Ansichten vertraten, die dem Nazi­
regime entgegenstanden, machte deutlich, dass die 
Regierenden auf gefährliche oder gar schädliche Art 
und Weise regieren können. Auch dass es Regeln 
und Institutionen geben muss, um alle Menschen 
vor Willkür, Rassismus und Habgier zu schützen. 

1945 wurden die Vereinten Nationen (UN) mit dem Ziel 
gegründet, künftige Generationen vor dem Krieg zu 
bewahren und die notwendigen Bedingungen zu schaf­
 fen, um Respekt und Gerechtigkeit zu gewährleisten. 

Über einen Zeitraum von mehreren Jahren wurden 
verschiedene Dokumente diskutiert und ausgear­
beitet, um festzulegen, welche Rechte geschützt 
werden sollten. Die endgültige Fassung wurde am 
10. Dezember 1948 angenommen und als Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) bezeichnet. 

Damals wurde die AEMR als ein Ideal für die Mensch­
heit dargestellt. Heute sind die darin enthaltenen 
Menschenrechte eine Verpflichtung für alle Länder. 
Sie sind kein Zugeständnis und hängen auch nicht 
davon ab, ob Regierungen oder Unter nehmen 
glücklich oder unglücklich darüber sind, dass ein 
einzelner Mensch oder eine Gruppe sie hat.
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ALLGEMEINE ERKLÄRUNG 
DER MENSCHENRECHTE

Die Grundlage für Freiheit, Gerech-
tigkeit und Frieden in der Welt ist 
die Achtung der Menschenwürde 
und dass alle Menschen die glei-
chen und unentbehrlichen Rechte 
besitzen.

Die Missachtung und die Verach-
tung der Menschenrechte haben zu 
barbarischen Handlungen geführt, 
die das menschliche Gewissen er-
schüttert haben. In der Erwägung, 
dass das Entstehen einer Welt, in der 
die Menschen Rede- und Glaubens-
freiheit sowie Freiheit von Furcht 
und Not genießen, gilt als höchstes 
Bestreben des einfachen Volkes.

Es ist von wesentlicher Bedeutung, 
dass die Menschenrechte durch die 
Gesetzgebung geschützt werden, 
damit der Mensch nicht gezwun-
gen ist, zum obersten Mittel der 
rebellischen Auseinandersetzung 
mit Gewaltherrschaft und Unter-
drückung zu greifen.

Es ist außerdem von großer Be-
deutung, die Entwicklung freund
schaftlicher Beziehungen zwischen 
den Ländern zu fördern.

Die Länder der Vereinten Nationen 
haben in der Charta ihren Glauben 
an die grundlegenden Menschen-
rechte, an die Würde und den Wert 
der menschlichen Person und an 
die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau bekräftigt und ihre Ent
schlossenheit erklärt, den sozialen 
Fortschritt und einen besseren 
Lebensstandard in größerer Frei-
heit zu fördern.

Die Mitgliedstaaten haben sich 
verpflichtet, in Zusammenarbeit 
mit den Vereinten Nationen die 
weltweite Achtung und Einhaltung 
der Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu fördern unter Berück-
sichtigung, dass ein gemeinsames 

Verständnis dieser Rechte und 
Freiheiten von größter Bedeutung 
für die volle Verwirklichung dieses  
Versprechens ist.

Die Generalversammlung ver-
kündet daher diese Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte als 
gemeinsame Richtschnur für alle 
Menschen und Nationen. Damit 
alle Menschen und alle gesell-
schaftlichen Einrichtungen sich 
diese Erklärung stets gegenwärtig 
halten und sich bemühen, durch 
Bildung und Erziehung die Ach-
tung vor diesen Rechten und Frei-
heiten zu fördern, damit sich die 
Menschen in den Mitgliedsländern 
und den von ihnen kontrollierten 
Gebieten tatsächlich an allgemeine 
Regeln halten, sollten nationale 
und internationale Maßnahmen 
ergriffen werden.

ARTIKEL 1
Alle Menschen sind frei und gleich 
an Würde und Rechten geboren 
und sollen sich, da sie mit Vernunft 
und Gewissen begabt sind, im 
Geiste der Geschwisterlichkeit zuei-
nander verhalten.

ARTIKEL 2
Jeder Mensch hat Anspruch auf 
alle in dieser Erklärung genann-
ten Rechte und Freiheiten, ohne 
irgendeine Unterscheidung, etwa 
nach der durch Rassismus ge
schaffenen Position, Geschlecht, 
Sprache, Religion, politischer oder 
sonstiger Anschauung, nationaler 
oder sozialer Herkunft, Vermögen, 
Geburt oder sonstigem Status. 
Außerdem darf keine Unterschei-
dung aufgrund des politischen, 
gerichtlichen oder internationalen 
Status des Landes oder Gebiets 
gemacht werden, dem eine Person 
angehört. Dabei ist es gleichgültig, 
ob es sich um ein unabhängiges 

Land, ein Verwaltungsgebiet, ein 
Gebiet ohne Selbstverwaltung oder 
ein Gebiet mit eingeschränkter 
Souveränität handelt.

ARTIKEL 3
Jeder Mensch hat das Recht auf 
Leben, Freiheit und Sicherheit der 
eigenen Person.

ARTIKEL 4
Kein Mensch darf in Sklaverei oder 
Leibeigenschaft gehalten werden; 
Versklavung und der Handel mit 
versklavten Menschen sind in jeder 
Form verboten.

ARTIKEL 5 
Kein Mensch darf der Folter oder 
einer grausamen, unmenschlichen 
oder erniedrigenden Behandlung 
oder Strafe unterworfen werden.

ARTIKEL 6 
Jeder Mensch hat das Recht, als 
Person vor dem Gesetz überall 
anerkannt zu werden.

ARTIKEL 7
Alle Menschen sind vor dem Gesetz 
gleich und haben ohne jede Diskri-
minierung Anspruch auf gleichen 
Schutz durch das Gesetz. Alle ha-
ben Anspruch auf gleichen Schutz 
gegen jede Diskriminierung, die 
dieser Erklärung widerspricht, und 
gegen jede Aufhetzung zu einer 
solchen Diskriminierung.

ARTIKEL 8
Jeder Mensch hat Anspruch auf 
wirksamen Rechtsschutz bei den 
zuständigen innerstaatlichen Ge-
richten der Mitgliedstaaten, wenn 
er durch Handlungen verletzt wird, 
die ihm durch die Verfassung oder 
das Gesetz verliehene Grundrechte 
verletzen.

ARTIKEL 9 
Kein Mensch darf willkürlich  
festgenommen, inhaftiert oder  
verbannt werden.

ARTIKEL 10
Alle Menschen haben in voller  
Gleichberechtigung Anspruch auf 
ein faires und öffentliches Ver-
fahren vor einem unabhängigen 
und unparteiischen Gericht zur 

Feststellung ihrer Rechte und  
Pflichten sowie zur Entscheidung 
über eine gegen sie erhobene  
strafrechtliche Anklage.

ARTIKEL 11
Jede Person, die einer Straftat 
angeklagt ist, hat das Recht, als 
unschuldig zu gelten, bis in einem 
öffentlichen Verfahren, in dem sie 
alle für ihre Verteidigung erfor-
derlichen Sicherheiten erhalten 
hat, ihre Schuld nach dem Gesetz 
bewiesen ist. Niemand darf wegen 
einer Handlung oder Unterlassung, 
die zur Zeit der Tatbegehung nach 
innerstaatlichem oder internatio-
nalem Recht keinen Straftatbe
stand erfüllte, für schuldig befun-
den werden. Es darf auch keine 
schwerere Strafe verhängt werden 
als die, die zur Zeit der Tatbege-
hung galt.

ARTIKEL 12
Kein Mensch darf willkürlichen 
Eingriffen in die Privatsphäre, die  
Familie, die Wohnung oder den 
Briefwechsel sowie Angriffen auf 
das Ansehen und die Würde un-
terworfen werden. Alle Menschen 
haben Anspruch auf den Schutz des 
Gesetzes gegen solche Eingriffe.

ARTIKEL 13
1. Jeder Mensch hat das Recht, sich 
im Hoheitsgebiet eines Staates frei 
zu bewegen und sich dort seinen 
Wohnsitz frei zu wählen.
2. Jeder Mensch hat das Recht, 
jedes Land, einschließlich seines 
eigenen, zu verlassen und in das 
Land zurückzukehren, in dem er 
lebt.

ARTIKEL 14
1. Wird eine Person verfolgt, so hat 
sie das Recht, in jedem Land Asyl 
zu suchen und zu genießen.
2.  Dieses Recht kann nicht gegen 
eine Verfolgung geltend gemacht 
werden, die sich tatsächlich aus 
gewöhnlichen Verbrechen oder aus 
Handlungen ergibt, die den Zielen 
und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen zuwiderlaufen.

ARTIKEL 15
1. Jede Person hat das Recht auf 
eine Staatsangehörigkeit.
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2.  Niemandem darf willkürlich 
die Staatsangehörigkeit oder das 
Recht, die Staatsangehörigkeit zu 
wechseln, entzogen werden.

ARTIKEL 16
1. Männer und Frauen haben ab 
dem Erreichen des heiratsfähigen 
Alters das Recht, ohne jede Ein
schränkung aus Gründen der durch 
Rassismus geschaffenen Position, 
der Staatsangehörigkeit oder der 
Religion eine Ehe zu schließen 
und eine Familie zu gründen und 
sind in der Ehe, während der Ehe 
und im Falle der Auflösung der Ehe 
gleichberechtigt. 
2. Die Ehe darf nur mit der freien 
und uneingeschränkten Zustim-
mung der*des künftigen Ehegat-
tin*Ehegatten geschlossen werden. 
3. Die Familie ist das natürliche 
und grundlegende Element der 
Gesellschaft und hat Anspruch auf 
den Schutz durch die Gesellschaft 
und den Staat.

ARTIKEL 17
1. Alle Menschen haben das Recht, 
sowohl allein als auch in Gemein
schaft mit anderen Eigentum  
zu besitzen.
2. Keinem Menschen darf sein 
Eigentum willkürlich entzogen 
werden.

ARTIKEL 18
Alle Menschen haben das Recht 
auf Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit. Dieses Recht 
schließt die Freiheit ein, die eigene 
Religion oder Weltanschauung zu 
wechseln, sowie die Freiheit, allein 
oder in Gemeinschaft mit anderen, 
in der Öffentlichkeit oder privat 
die eigene Religion oder Weltan
schauung durch Lehre, Ausübung, 
Gottesdienst und Rituale zu  
bekennen.

ARTIKEL 19
Jeder Mensch hat das Recht 
auf Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung. Dieses Recht 
schließt die Freiheit ein, Meinun-
gen ungehindert zu vertreten und 
über alle Medien und ohne Rück
sicht auf Grenzen Informationen 
und Ideen zu suchen, zu empfan-
gen und zu verbreiten.

ARTIKEL 20
1. Jede Person hat das Recht, sich 
frei und friedlich zu versammeln 
und zu vereinigen.
2. Kein Mensch darf gezwungen 
werden, einer Vereinigung anzu-
gehören.

ARTIKEL 21
1. Jeder Mensch hat das Recht, an 
der Regierung seines Landes un-
mittelbar oder durch frei gewählte 
Vertreter*innen beteiligt zu sein.
2. Jeder Mensch hat das Recht auf 
gleichen Zugang zum öffentlichen 
Dienst des jeweiligen Landes.
3.  Die Staatsgewalt beruht auf 
dem Willen des Volkes. Dieser 
Wille kommt in regelmäßigen und 
echten Wahlen zum Ausdruck, die 
in allgemeiner und gleicher Wahl 
mit geheimer Abstimmung oder in 
einem gleichwertigen freien Wahl-
verfahren durchgeführt werden.

ARTIKEL 22
Jeder Mensch hat als Mitglied 
der Gesellschaft das Recht auf 
soziale Sicherheit und Anspruch 
auf Verwirklichung der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen 
Rechte, die für die Wahrung der 
eigenen Würde und die freie Ent-
faltung der Persönlichkeit unver
zichtbar sind. Diese Rechte müssen 
durch nationale Anstrengungen 
und internationale Zusammenar-
beit und unter Berücksichtigung 
der Organisation und der Mittel 
jedes Staates verwirklicht werden.

ARTIKEL 23
1. Jeder Mensch hat das Recht auf 
Arbeit, auf freie Berufswahl, auf 
gerechte und angemessene Ar-
beitsbedingungen und auf Schutz 
vor Arbeitslosigkeit.
2. Jede Person hat ohne jede Dis-
kriminierung das Recht auf glei-
chen Lohn für gleiche Arbeit.
3.  Jede Person, die arbeitet, hat 
das Recht auf ein gerechtes und 
angemessenes Einkommen. Dieses 
Einkommen sollte ausreichen, um 
ein menschenwürdiges Leben für 
sich und die Familie zu ermög
lichen. Falls erforderlich, kann es 
durch zusätzliche soziale Schutz-
maßnahmen ergänzt werden. 
 4. Jede Person hat das Recht, 
Gewerkschaften zu bilden und sich 

zur Verteidigung der eigenen Inte-
ressen zu organisieren.

ARTIKEL 24
Jede Person hat das Recht auf 
Erholung und Freizeit, auf eine 
angemessene Begrenzung der 
Arbeitszeit und auf regelmäßigen 
bezahlten Urlaub.

ARTIKEL 25
1. Jeder Mensch hat das Recht auf 
einen Lebensstandard, der die 
Gesundheit und das Wohlergehen 
von sich und der eigenen Familie 
gewährleistet. Dazu gehören Nah
rung, Kleidung, Wohnung, ärzt
liche Versorgung und notwendige 
soziale Leistungen sowie das Recht 
auf Sicherheit im Fall von Arbeits-
losigkeit, Krankheit, Behinderung, 
Verwitwung, Alter oder anderer 
Mittellosigkeit unter Umständen, 
die unabhängig vom eigenen  
Willen sind.
2. Mutterschaft und Kindheit 
haben Anspruch auf besondere 
Fürsorge und Unterstützung. Alle 
Kinder, ob ehelich oder nicht ehe-
lich, haben Anspruch auf gleichen 
sozialen Schutz.

ARTIKEL 26
1. Jeder Mensch hat das Recht auf 
Bildung. Die Bildung muss unent-
geltlich sein, zumindest was den 
Elementar- und Grundschulunter
richt anbelangt. Der Grundschul
unterricht ist obligatorisch, der 
Fach- und Berufsschulunterricht 
ist allgemein, und der Zugang zum 
Hochschulunterricht muss für alle 
gleich und auf der Grundlage der er-
brachten Leistungen möglich sein.
2. Bildung soll auf die volle Ent-
faltung der menschlichen Persön-
lichkeit und auf die Stärkung der 
Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten gerichtet sein. 
Sie soll Verständnis, Toleranz und 
Freund*innenschaft zwischen allen 
Nationen und allen ethnischen 
oder religiösen Gruppen fördern 
und die Tätigkeit der Vereinten  
Nationen zur Erhaltung des Frie-
dens unterstützen.
3. Eltern haben ein vorrangiges  
Recht, die Art der Bildung zu 
wählen, die ihren Kindern  
zuteilwerden soll.
 

ARTIKEL 27
1. Alle Menschen haben das Recht, 
frei am kulturellen Leben der Ge-
meinschaft teilzunehmen, sich an 
den Künsten zu erfreuen und am 
wissenschaftlichen Fortschritt und 
dessen Vorteilen teilzuhaben.
2. Alle Menschen haben das Recht 
auf Schutz der moralischen und 
materiellen Interessen, die sich 
aus dem wissenschaftlichen, litera
rischen oder künstlerischen Schaffen 
ergeben, dessen Urheber*innen sie 
sind.

ARTIKEL 28
Jeder Mensch hat Anspruch auf eine 
soziale und internationale Gesell-
schaftsordnung, in der die Rechte 
und Freiheiten, wie sie in dieser 
Erklärung dargestellt sind, voll 
verwirklicht werden können.

ARTIKEL 29
1.  Jeder Mensch hat Pflichten ge-
genüber der Gemeinschaft, denn 
nur in der Gemeinschaft kann sich 
die eigene Persönlichkeit frei und 
voll entfalten.
2. Jede Person ist in der Ausübung 
ihrer Rechte und Freiheiten nur den 
Beschränkungen unterworfen, die 
das Gesetz ausschließlich zu dem 
Zweck vorsieht, die Anerkennung 
und Achtung der Rechte und Freihei-
ten anderer zu sichern. Außerdem 
soll sie den gerechten Erfordernis-
sen der Moral, der öffentlichen Ord-
nung und des allgemeinen Wohls in 
einer demokratischen Gesellschaft 
gerecht werden.
3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen 
auf keinen Fall im Widerspruch zu 
den Zielen und Grundsätzen der 
Vereinten Nationen ausgeübt  
werden.

ARTIKEL 30
Keine der Bestimmungen in dieser 
Erklärung darf dahingehend ausge-
legt werden, dass sie einem Staat, 
einer Gruppe oder einer Person das 
Recht einräumt, eine Handlung vor-
zunehmen, die auf die Aufhebung 
eines der in dieser Erklärung festge-
legten Rechte und Freiheiten abzielt.

ANMERKUNG DER ÜBERSETZUNG:
Die Artikel sind vereinfacht formuliert.
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Alle Menschen sind 
frei und gleich 
voreinander zu 
sehen und zu 
behandeln 
(Artikel 1-2)

GLEICHHEIT UND VIELFALT
Menschen sind vielfältig und 
können auf sehr unterschiedliche 
Weise denken, leben, lieben 
und begehren, dennoch sind sie 
gleich berechtigt. Die Idee der 
Gleichheit steht nicht im 
Widerspruch zur Idee der Vielfalt.

Die ersten beiden Artikel der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 sind die Zusammenfassung aller 
Rechte. Kein Leben ist mehr wert als ein anderes. Die Menschen 
mögen sehr verschieden sein und sich voneinander unterschei­
den, aber sie sind alle gleich an Würde und Rechten.
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